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Mit großem Unverständnis, mit Trauer und Wut blicken wir als palästinasolidarische Hambur-
ger Sozialist*innen auf aktuelle bundesweite Entwicklungen in unserer Partei. In den letzten
Wochen und Monaten wurde im Zusammenhang mit Äußerungen zum Krieg Israels gegen die
palästinensische Bevölkerung, den renommierte Akteure zutreffend als Völkermord charakteri-
sieren, sowie im Zusammenhang mit der Haltung unserer Partei dazu, häufig der Vorwurf des
„parteischädigenden Verhaltens“ laut. Bislang führte dies im Ergebnis zu einem besonders pro-
minenten Parteiausschluss, der unseren Genossen Ramsis Kilani betraf. Ausschlussverfahren
gegen weitere Genoss*innen wurden in der Zwischenzeit eingeleitet.

Als LAG Palästinasolidarität der Partei Die Linke Hamburg sind wir der Auffassung, dass die-
se Verfahren, anders als behauptet, nicht parteischädigendes Verhalten ahnden. Vielmehr ist
der Versuch, mit administrativen Maßnahmen politische Probleme zu lösen, die sich in mitunter
lebhaftem Meinungsdissens äußern, selbst parteischädigend. Das zarte Pflänzchen unserer
durch den Zustrom vieler tausender Genoss*innen in den letzten zwölf Monaten gestärkten
Partei kann nicht gedeihen, wenn die innerparteiliche Kultur von Einschüchterung geprägt ist.
Viele dieser neu eingetretenen Genoss*innen teilen unsere Abscheu vor der Unterstützung der
israelischen Politik durch die deutsche Bundesregierung und sehen unsere Partei als den ge-
sellschaftlichen Ort, an dem aus dem Abscheu eine handlungsfähige Alternative werden soll.
Administrative Maßnahmen, zu denen, neben bereits erfolgten oder derzeit angestrengten Par-
teiausschlussverfahren, beispielsweise auch das Vorenthalten von Ressourcen und Räumen,
die für die Organisierung der innerparteilichen Willensbildung erforderlich sind, oder der Erlass
von politisches Handeln behindernden Beschlüssen gehört, wirken jedoch einschüchternd. Wir
sind froh, dass wir keine derartigen Erfahrungen in unserem Landesverband haben sammeln
müssen. Wir wünschen uns eine vergleichbare Bewegungsfreiheit für unsere Genoss*innen
in palästinasolidarischen Arbeitsgemeinschaften anderer Landesverbände, die uns über diese
und weitere Vorkommnisse in Kenntnis gesetzt haben. Vorkommnisse dieser Art sind das tat-
sächlich parteischädigende Verhalten wie uns die so oft angerufene, aber zu selten wirklich zur
Kenntnis genommene Geschichte der Arbeiterbewegung in all ihren Strömungen lehrt.
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Es ist möglich, unterschiedliche Auffassungen und divergierende Positionen zu politischen Fra-
gen, zu Fragen des öffentlichen Auftretens sowie zu Fragen von Strategie und Taktik ausführ-
lich und kontrovers zu diskutieren und bei nichthergestellter Übereinstimmung Dissens auszu-
halten. Vor allem ist es möglich, gemeinsam zu lernen und zu wachsen. Das ist nicht möglich,
wenn Teile unserer Partei negativ in den Fokus gerückt werden – Teile unserer Partei, die eng
verbunden sind mit einer großen und starken internationalen Bewegung, die auf den Straßen
für die basale, aber leider nicht banale Position, dass Palästinenser*innen auch Menschen sind,
eintreten und dafür hierzulande bereits unter Verweis auf eine „Staatsräson“ Repressionen aus-
gesetzt werden; Teile unserer Partei, die deshalb selbst Solidarität verdient haben.

„Lobt Dich der Gegner, dann ist das bedenklich; schimpft er, dann bist Du in der Regel auf dem
[richtigen] Weg“, schrieb August Bebel 1891 in einem Brief an Friedrich Engels. Unsere Gegner
sind die Betreiber und Nutznießer des Völkermordes und ihre Helfeshelfer in den Schreib- und
Posting-Stuben der ihnen zur Verfügung stehenden Ideologieproduktionsstätten. Ihnen können
und wollen wir es nicht Recht machen. Wir wollen das Recht der arbeitenden und unterdrückten
Menschen erkämpfen.

Die Palästinasolidarität ist der Lackmustest einer linken Kraft, die sozialistische Klassenpartei
sein will. Wollen wir den Unterdrückten nicht nur eine Stimme verleihen, sondern sie auch orga-
nisieren? Wir wollen. In der Erwägung, dass dies nur möglich ist, wenn unsere Partei ein Haus
mit gläsernen Wänden ist, in dem die Vielen gerne zuhause sind, stellen wir uns gegen alle re-
pressiven Maßnahmen gegen die Genoss*innen, die sich auf die Seite der Palästinenser*innen
gestellt haben. Wir fordern deshalb eine Rückkehr zur inhaltlichen Auseinandersetzung inner-
halb der Partei und ein gemeinsames Eingreifen in die politischen und gesellschaftlichen Aus-
einandersetzungen.
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